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Der IVa-Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Richter Rottmül­
ler, Dehner, Dr. Ritter und Dr. v. Ungern-Sternberg auf die 
mündliche Verhandlung vom 17. Februar 1988

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Düsseldorf vom 1. Juli 1986 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger begehrt von der Beklagten, bei der er eine 
Geschäfts- und Betriebsversicherung abgeschlossen hatte, der 
u. a. die AEB zugrundegelegt waren, eine Entschädigung. Er 
macht geltend, in der Zeit vom 4. bis 7. August 1983 sei in 
seine Videothek in Berlin eingebrochen und seien ihm daraus 
Sachen im Wert von 76.305,15 DM entwendet worden.

Die Beklagte bestreitet, daß ein Einbruchdiebstahl 
überhaupt stattgefunden hat und daß dem Kläger ein Schaden 
in der geltend gemachten Höhe entstanden ist. Sie hält sich 
für leistungsfrei auch deshalb, weil der Kläger den Scha-
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densfall nicht unverzüglich in der nach ihren Versicherungs­
bedingungen vorgesehenen Form und nicht gegenüber einem zu­
ständigen Adressaten angezeigt habe; ferner beansprucht sie 
Leistungsfreiheit, weil der Kläger es ihr nicht ermöglicht 
habe, eine Schadensaufnahme in seinen Betriebsräumen durch­
zuführen und es auch an der rechtzeitigen Einreichung einer 
ordnungsgemäß erstellten Stehlgutliste bei der Polizei feh­
le.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Beru­
fungsgericht hat ein Grundurteil erlassen. Mit ihrer Revi­
sion erstrebt die Beklagte die Wiederherstellung des landge­
richtlichen Urteils.

Entscheidunqsqründe;

Das Berufungsurteil hält den Revisionsangriffen nicht 
stand.

1. Die Revision nimmt es hin, daß das Berufungsgericht 
einen zwischen dem 6. und 7. August 1983 in die Videothek 
des Klägers verübten Einbruchdiebstahl als erwiesen an­
sieht, für den die Beklagte grundsätzlich eintrittspflich­
tig ist.

2. a) Zutreffend ist die Ansicht des Berufungsgerichts, 
die dem Kläger obliegende Anzeige des Schadensfalles gemäß
§ 13 Abs. la Satz 1 AEB habe gegenüber der d^J-Assekuranz 
vorgenommen werden können, da die Beklagte diese bis zum 
Schadensvorfall als ihren Agenten und ausschließlichen An-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Sprechpartner des Klägers in Versicherungsangelegenheiten 
hatte tätig werden lassen. Auch insoweit hat die Revision 
nichts zu erinnern.

b) Ohne Bedeutung für die Frage einer Leistungsfreiheit 
der Beklagten muß es bleiben, daß der Kläger die Schadensan­
zeige nicht telegrafisch oder telefonisch gegenüber der zu­
ständigen Generalagentur oder dem Vorstand der Beklagten ge­
tätigt hat. Dies war ihm zwar durch § 13 Abs. la Satz 2 AEB 
aufgegeben: "Sind Sachen im Gesamtwert von mehr als 2.000 DM 
entwendet, so ist, abgesehen von der Mitteilung an die Poli­
zeibehörde, der Schaden telegrafisch oder fernmündlich der 
zuständigen Generalagentur oder dem Vorstand der Versiche­
rung anzuzeigen". Indes heißt es in § 13 Abs. 2 Satz 1 AEB: 
"Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Ob­
liegenheiten mit Ausnahme der unter (1) a) geforderten tele­
grafischen oder fernmündlichen Anzeige, so ist der Versiche­
rer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, 
...". Dieser Verstoß bleibt demgemäß sanktionslos.

3. Die Revision weist aber zutreffend darauf hin, daß 
es das Berufungsgericht unterlassen hat, eine - nachvoll­
ziehbare - Begründung für seine Ansicht zu geben, die - un­
verzüglich zu erstattende - Anzeige eines immerhin 70.000 DM 
übersteigenden Diebstahlschadens gegenüber dem Versicherer 
erst sechs Tage nach der Kenntniserlangung des Versiche­
rungsnehmers von dem Schadensvorfall könne nicht als grob­
fahrlässiges Verhalten angesehen werden. Der Kläger selbst 
hat gar nicht den Versuch unternommen, ein sechstägiges Un­
tätigbleiben zu entschuldigen. Vielmehr hat er als ordnungs­
gemäße Erfüllung der ihm aufgegebenen Obliegenheit eine
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telefonische Schadensmeldung bei der dima-Assekuranz am 
9. August 1983, d. h. einen Tag nach seiner Kenntniser­
langung vom Einbruchdiebstahl, unter Beweis gestellt. Das 
Berufungsgericht hat die Richtigkeit dieses Vorbringens aus­
drücklich auf sich beruhen lassen. Seine Entscheidung, mit 
einer am 14. August 1983 - unstreitig - erfolgten schrift­
lichen Anzeige sei der Kläger seiner Anzeigeobliegenheit 
ordnungsgemäß nachgekommen, erlaubt nicht die revisions­
rechtlich gebotene Nachprüfung, ob das Berufungsgericht sich 
dabei von dem richtig verstandenen Begriff der groben Fahr­
lässigkeit hat leiten lassen. Es ist unerörtert geblieben, 
daß in sechs Tagen wertvolle Zeit für erfolgversprechende 
Aufklärungsbemühungen verloren ging. Daß dieser Zeitverlust 
die berechtigten Interessen des Versicherers nachhaltig be­
rühren konnte, drängt sich geradezu auf. Es hätte deshalb 
einer Darlegung bedurft, weshalb es für den Kläger nicht in 
Betracht kam, derartige Überlegungen anzustellen, und wes­
halb er nicht unbeachtet gelassen hat, was in seiner Situa­
tion jedem ohne weiteres einleuchten mußte.

Da bislang - folgerichtig - auch ungeprüft ist, ob der 
Kläger einen Kausalitätsgegenbeweis führen könnte, hat die 
Entscheidung zur Frage der Verletzung einer Anzeigeobliegen­
heit keinen Bestand.

4. a) Berechtigt beanstandet die Revision auch, daß das 
Berufungsgericht von einer versicherungsrechtlich bedeutsa­
men Nachholbarkeit der weiteren gemäß § 13 Abs. la Satz 3 
AEB ausbedungenen Obliegenheit ausgeht, der Polizeibehörde 
"innerhalb dreier Tage nach Feststellung des Verlustes" eine 
Aufstellung der entwendeten Sachen (sog. Stehlgutliste) ein-
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zureichen. In den AEB ist die Möglichkeit nicht vorgesehen, 
daß die bereits eingetretene Leistungsfreiheit des Versiche­
rers durch eine spätere Einreichung der Stehlgutliste wieder 
beseitigt werden kann.

b) Bei einer Stehlgutliste handelt es sich um eine Auf­
stellung der entwendeten, möglichst genau beschriebenen Sa­
chen. Diese Anforderungen kann eine Auflistung des Warenbe­
standes ohne Berücksichtigung seiner Dezimierung infolge des 
Einbruchdiebstahls nicht erfüllen. Aus den Ausführungen des 
Berufungsgerichts läßt sich nicht entnehmen, ob die "Liste 
der Videokassetten" ausweist, welche Kassetten der Kläger 
als gestohlen anzeigen wollte. Eine Aufstellung elektroni­
scher Geräte, in der nur deren Typenbezeichnung, nicht aber 
die Gerätenummern enthalten sind, ist keine ordnungsgemäß 
erstellte Stehlgutliste. Allerdings ist der Versicherungs­
nehmer dann entschuldigt, wenn ihm die Beibringung dieser 
zusätzlichen Angaben nicht möglich ist. Seine Entlastung 
wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß er vor dem Versiche­
rungsfall keine diese zusätzlichen Angaben ermöglichenden 
Aufzeichnungen erstellt hat, es sei denn, dies wäre ihm als 
vertragliche Obliegenheit im Sinne von § 6 Abs. 1 W G  aufge­
geben gewesen.

5. Erfolg hat schließlich die Revisionsrüge, das Be­
rufungsgericht habe das vorgelegte Schreiben der Beklagten 
vom 1. September 1983 übersehen. Das Berufungsgericht hat 
die Ansicht vertreten, die Beklagte habe weder vorgetragen, 
daß ihr Beauftragter ausdrücklich auf einer Besichtigung des 
Geschäftslokals des Klägers bestanden habe, noch behauptet, 
der Kläger sei darauf hingewiesen worden, daß eine Zutritts-
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Verweigerung als Verletzung seiner Auskunftsobliegenheit an­
zusehen sei.

Das Schreiben vom 1. September 1983 war Gegenstand des 
Parteivortrags in der Berufungsinstanz. In ihm moniert die 
Beklagte, daß ihr trotz anhaltenden Bemühens noch kein Zu­
tritt zu den Geschäftsräumen des Klägers gewährt worden sei. 
In ihm wird auch betont, der Kläger sei gemäß § 13 AEB ver­
pflichtet, der Beklagten jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens zu gestatten, worunter auch eine Besichti­
gung des Schadensortes falle. Der Kläger wird schließlich um 
umgehende Mitteilung gebeten, wann der Sachverständige der 
Beklagten nunmehr Zugang erhalten könne.

Dr. Hoegen Rottmüller Dehner

Dr. Ritter Dr. v. Ungern-Sternberg
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